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Vorwort

Die elften Bayreuther Energierechtstage, die am 26. und 27. März 2020 an der 
Universität Bayreuth stattfinden sollten, haben das Schicksal zahlreicher für 
dieses Jahr geplanter wissenschaftlicher Veranstaltungen erlitten: Die Tagung 
selbst musste kurzfristig abgesagt werden, weil zu diesem Zeitpunkt die erste 
Welle der Corona-Pandemie mit Wucht in Deutschland ankam.

Auch wenn damit die vorgesehenen Themen rund um das Clean energy pa-
ckage des EU-Gesetzgebers nicht in Tagungsform diskutiert werden konnten, 
wollten die Herausgeber die im Zeitpunkt der Absage weit gediehenen Vorberei-
tungen der Referenten nicht verloren geben; wir haben uns daher entschlossen, 
den Tagungsband auch ohne Tagung zu publizieren. Dankenswerterweise wa-
ren auch die meisten der vorgesehenen Referenten bereit, ihre Beiträge in ver-
schriftlichter und aktualisierter Form vorzulegen – was angesichts der Tatsache, 
dass die Arbeitsplanungen aller Beteiligten durch die Pandemie auf den Kopf 
gestellt wurden, keine Selbstverständlichkeit war. Der Klimaschutz-Beschluss 
des BVerfG (v. 24.03.2021, Az. 1 BvR 2656/18 u. a.) konnte allerdings leider nicht 
mehr berücksichtigt werden.

So kann nun zumindest in schriftlicher Form das für die Tagung vorgesehene 
Arbeitsprogramm nachvollzogen werden, mit dem die verschiedenen Facetten 
der Rechtsakte des Clean energy package untersucht werden sollten: Den Auf-
takt macht der Eröffnungsbeitrag von Prof. Dr. Hans Georg Dederer, der die 
Energie-Governance-Verordnung als zentrales Instrument des EU-Gesetzge-
bers zur Erfüllung der von der Union zugesagten Klimaschutzverpflichtungen 
analysiert. Es schließt sich mit dem Beitrag von Dr. Herbert Posser zur Ge-
staltung des deutschen Ausstiegs aus der Kohleverstromung die Untersuchung 
eines Schritts an, mit dem Deutschland einen wesentlichen Beitrag zur Errei-
chung dieser Unionsziele erreichen will. Der nächste Beitrag von Dr. Christian 
Schneller wendet sich dann den Problemen der Koexistenz zwischen Energie-
binnenmarkt und Klimaschutzbemühungen am Beispiel der neuen Gebotszo-
nenregelung zu, die letztlich eine Konsequenz der unsteten Einspeisung eines 
steigenden Anteils erneuerbarer Energien in die Netze ist. Dasselbe Spannungs-
feld beleuchtet an einem anderen Beispiel der folgende Beitrag von Dr. Holger 
Stappert und Cosima Flock, der die neuen Regelungen zu den Kapazitätsme-
chanismen der Mitgliedstaaten untersucht. Der daran wiederum anschließende 
Beitrag von Prof. Dr. Jürgen Kühling analysiert mit der Neufassung der EU-
Richtlinie zur Förderung erneuerbarer Energien einen weiteren Rechtsakt des 
Clean energy package und widmet sich dabei auch dem nach wie vor problema-
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tischen Verhältnis zu den Kontrollmechanismen des EU-Beihilfenrechts. Den 
Abschluss bildet ein Blick auf die Energieaußenpolitik der Union mit dem Bei-
trag von Dr. Martin Raible zur Regulierung von Gasverbindungsleitungen zu 
Drittstaaten. Auch wenn damit nicht das gesamte Tagungsprogramm vorgelegt 
werden kann – es fehlen vorgesehene Beiträge zu den neuen Instrumenten der 
Bürgerbeteiligung an der Energiewende und zur Neuregelung der Kooperation 
der Netzbetreiber –, bietet der Band damit doch einen informativen Überblick 
über den Stand der Bemühungen des Unionsgesetzgebers um die Erfüllung der 
Klimaschutzziele bei gleichzeitiger Wahrung der Funktionsfähigkeit des Ener-
giebinnenmarktes.

Die Herausgeber möchten sich zugleich herzlich bei den Sponsoren und För-
derern der Bayreuther Energierechtstage bedanken; besonders hervorzuheben 
ist hier die Kanzlei CMS Hasche Sigle, ohne deren Unterstützung die Veröffent-
lichung des Tagungsbands nicht möglich gewesen wäre. Dank gebührt ebenfalls 
den Mitarbeitern der beteiligten Lehrstühle für die engagierte Mitwirkung bei 
der Vorbereitung der Tagung und der Erstellung des Tagungsbands, in diesem 
Jahr insbesondere den wissenschaftlichen Mitarbeitern Dr. Julius Buckler, 
Cathleen Berg und Marie-Madeline Dippold.

Bayreuth, im April 2021� Jörg Gundel/Knut Werner Lange
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I.  Einführung

Die sog. „Governance-Verordnung“1 (GV) der Europäischen Union (EU) vom 
Dezember 2018 bildet ein energie- und zugleich klimapolitisches Instrument. 
Das erweist schon ihr Titel, wonach mit der Verordnung ein „Governance-
System für die Energieunion und für den Klimaschutz“ eingerichtet werden 
soll. Tatsächlich sind Klima- und Energiepolitik untrennbar miteinander ver-
bunden.

Treiber des Klimawandels ist die zunehmende Erderwärmung, d. h. der welt-
weite Anstieg der durchschnittlichen Oberflächentemperatur2. Dass sich eine 
globale Erwärmung in diesem Sinne tatsächlich ereignet, lässt sich für jeder-
mann nur paradigmatisch am kontinuierlichen Rückgang der Eismassen, na-
mentlich der Gletscher in den Gebirgen und des Packeises am Nordpol3, leicht 
erkennen und weiterhin beobachten.

Die weitere Erderwärmung und damit der Klimawandel sind bis zu einem 
gewissen Grad nicht mehr abwendbar. „[…] im Jahr 2019 [lag die durchschnitt
liche Erdtemperatur] um 1,1 °C über dem vorindustriellen Niveau“4. Selbst bei 
einer global auf 1,5 °C begrenzten Erhöhung der durchschnittlichen Ober-
flächentemperatur wäre „mit katastrophalen Auswirkungen zu rechnen“5. 
Ein solcher Anstieg auf 1,5 °C wird für die Zeit zwischen 2032 und 2050 als 

1  VO (EU) Nr. 2018/1999 des EP und des Rates v. 11.12.2018 über das Governance-System 
für die Energieunion und für den Klimaschutz, zur Änderung der VO (EG) Nr. 663/2009 und 
(EG) Nr. 715/2009 des EP und des Rates, der Richtlinien 94/22/EG, 98/70/EG, 2009/31/EG, 
2009/73/EG, 2010/31/EU, 2012/27/EU und 2013/30/EU des EP und des Rates, der Richtlini-
en 2009/119/EG und (EU) 2015/652 des Rates und zur Aufhebung der VO (EU) Nr. 525/2013 
des EP und des Rates, ABl. EU 2018 L 328/1.

2  Intergovernmental Panel on Climate Change, Climate Change 2014. Synthesis Report. 
Summary for Policymakers, 2014, S. 2 ff.

3  Hierzu Intergovernmental Panel on Climate Change, Special Report on the Ocean and 
Cryosphere in a Changing Climate. Summary for Policymakers, 2019, S. 6 ff.

4  Mitteilung der Kommission an das EP, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. Mehr Ehrgeiz für das Klimaziel Europas 
bis 2030. In eine klimaneutrale Zukunft zum Wohl der Menschen investieren, COM(2020) 
562 final, 17.9.2020, S. 1.

5  Mitteilung der Kommission (Fn. 4), S. 1. Zu den Auswirkungen des Klimawandels auf 
die einzelnen geographischen Regionen der EU siehe die Abbildung in Mitteilung der Kom-
mission an das EP, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss, den Aus-
schuss der Regionen und die Europäische Investitionsbank. Ein sauberer Planet für alle. Eine 
europäische strategische, langfristige Vision für eine wohlhabende, moderne, wettbewerbs-
fähige und klimaneutrale Wirtschaft, COM(2018) 773 final, 28.11.2018, S. 3. Siehe auch In-
ternational Panel on Climate Change (Fn. 2), S. 7 f.
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wahrscheinlich prognostiziert, sofern die Erderwärmung im bisherigen Aus-
maß fortschreitet6. Um die weitaus fataleren Effekte einer Erderwärmung auf 
2 °C oberhalb des vorindustriellen Niveaus zu vermeiden7, muss also der globale 
Temperaturanstieg unbedingt auf maximal 1,5 °C begrenzt werden.

Treiber der zunehmenden Erderwärmung ist der anthropogene Treibhaus-
effekt, d. h. die vom Menschen verursachte Verstärkung des natürlichen, atmo-
sphärischen Treibhauseffekts durch immer höhere Treibhausgasemissionen8. 
Zentrale Bedeutung kommt dabei dem Treibhausgas Kohlendioxid (CO2) zu, 
welches namentlich bei der Verbrennung fossiler Rohstoffe bzw. daraus her-
gestellter (Brenn-)Stoffe freigesetzt wird. Das geschieht insbesondere dann, 
wenn die innere, chemische Energie von Braun- oder Steinkohle, Erdöl oder 
Erdgas bzw. daraus gewonnener Produkte durch Verbindung mit Sauerstoff 
im Vorgang der Verbrennung z. B. in elektrische, thermische oder kinetische 
Energie umgewandelt und so Strom, Wärme bzw. Bewegung generiert werden. 
Eine allmähliche Verminderung des CO2-Ausstoßes bedingt daher grund-
legende Veränderungen bei der anthropogenen Energieumwandlung, d. h. 
anders bzw. umgangssprachlicher formuliert bei der Energiegewinnung wie 
beim Energieverbrauch. Während die Energiegewinnung zunehmend auf er-
neuerbare Energieträger zurückzugreifen hat, muss der Energieverbrauch 
durch vermehrtes Energiesparen und erhöhte Energieeffizienz konsequent re-
duziert werden.

Vor diesem Hintergrund verbindet die EU mithin ganz zutreffend die Kli-
mapolitik mit der Energiepolitik. Klimapolitik fordert ein Umdenken in der 
Energiepolitik, um ihre Ziele zu erreichen. Die EU verfolgt daher folgerichtig 
das Ziel einer „krisenfesten, auf einer ehrgeizigen Klimapolitik beruhenden 
Energieunion“, was „eine grundlegende Umstellung des Energiesystems der 
EU [erfordert], … insbesondere durch die Förderung von Energieeffizienz und 
Energieeinsparungen und die Entwicklung neuer und erneuerbarer Energie-
formen“9.

Schon im Jahr 2014 hat der Europäische Rat für das kommende Jahrzehnt, 
2021 bis 2030, einen „Rahmen für die Klima- und Energiepolitik der Union 
bis 2030“ festgelegt10. Danach sollen jeweils bis Ende 2030 die Treibhausgas-
emissionen um mindestens 40 % gegenüber dem Basisjahr 1990 im Inland re-

6  Intergovernmental Panel on Climate Change, Global Warming of 1.5 °C. An IPCC Spe-
cial Report on the impacts of global warming of 1.5 °C above pre-industrial levels and related 
global greenhouse gas emission pathways, in the context of strengthening the global response 
to the threat of climate change, sustainable development, and efforts to eradicate poverty. 
Summary for Policymakers, 2018, S. 6.

7  Hierzu näher Intergovernmental Panel on Climate Change (Fn. 6), S. 9 ff.
8  Intergovernmental Panel on Climate Change (Fn. 6), S. 4 ff.
9  Erwägungsgrund 3 GV.
10  Europäischer Rat, Tagung des Europäischen Rats (23./24.10.2014), Schlussfolgerungen, 

EUCO 169/14, 24.10.2014, S. 1 ff.
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duziert11, der Anteil erneuerbarer Energien am Energieverbrauch auf zumindest 
(ursprünglich 27 %12, jetzt13) 32 % erhöht und die Energieeffizienz gegenüber 
auf gegenwärtigen Kriterien beruhenden Projektionen des zukünftigen Ener-
gieverbrauchs um (ursprünglich 27 %14, jetzt15) 32,5 % verbessert werden16. 
Während die ersten beiden Ziele für die EU bzw. auf EU-Ebene verbindlich 
sein sollten (und sind17), wurde das dritte, das Energieeffizienzziel, als für die 
EU-Ebene nur „indikativ“, also als bloß richtungsweisend charakterisiert18.

Im Lichte der jüngsten Berichte des Weltklimarates (IPCC)19, aber auch des 
Weltbiodiversitätsrates (IPBES)20 und des Weltressourcenrates (IRP)21, hat die 
Europäische Kommission erkannt, dass die Zeichen fast buchstäblich auf Sturm 
stehen22. In Reaktion auf diese wissenschaftlichen Erkenntnisse präsentierte die 
Kommission im Dezember 2019 den „Grünen Deal“23, der zu unternehmen 
sucht, was bislang als Quadratur des Kreises gelten muss: ein von Ressour-

11  Europäischer Rat (Fn. 10), S. 1.
12  Europäischer Rat (Fn. 10), S. 5.
13  Art. 3 Abs. 1 Satz 1 Richtlinie (EU) 2018/2001 des EP und des Rates v. 11.12.2018 zur 

Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen, ABl. EU 2018 L 328/82.
14  Europäischer Rat (Fn. 10), S. 5.
15  Art. 1 Abs. 1 UAbs. 1 Richtlinie 2012/27/EU des EP und des Rates v. 25.10.2012 zur 

Energieeffizienz, zur Änderung der Richtlinien 2009/125/EG und 2010/30/EU und zur Auf-
hebung der Richtlinien 2004/8/EG und 2006/32/EG, ABl. EU 2012 L 315/1, in der Fassung 
der Richtlinie (EU) 2018/2002 des EP und des Rates v. 11.12.2018 zur Änderung der Richtlinie 
2012/27/EU zur Energieeffizienz, ABl. EU 2018 L 328/210.

16  Nach den Überprüfungsklauseln der Art. 3 Abs. 1 Satz 2 Richtlinie (EU) 2018/2001 
und Art. 3 Abs. 6 Richtlinie 2012/27/EU können die auf erneuerbare Energien und Energie-
effizienz bezogenen Ziele nach oben korrigiert werden; hierzu soll die Kommission gegebe-
nenfalls bis 2023 Gesetzgebungsvorschläge unterbreiten.

17  Siehe Art. 2 Nr. 11 GV; ferner Art. 1 Satz 1, Art. 3 Abs. 1 Satz 1 Richtlinie (EU) 2018/2001.
18  Europäischer Rat (Fn. 10), S. 1, 5. Im Prinzip ist es dabei geblieben. Im Gegensatz zum 

Terminus „verbindlich“ (in Bezug auf die Ziele der Treibhausgasreduktion und der Steige-
rung des Anteils erneuerbarer Energien) spricht der Unionsgesetzgeber (in Bezug auf das Ziel 
der Verbesserung der Energieeffizienz) sehr wolkig von einem „übergeordneten“ Ziel (Art. 1 
UAbs. 1 Richtlinie 2012/27/EU; Art. 2 Nr. 11 GV).

19  Intergovernmental Panel on Climate Change (Fn. 3); Intergovernmental Panel on 
Climate Change (Fn. 6); Intergovernmental Panel on Climate Change, Climate Change and 
Land. An IPCC Special Report on climate change, desertification, land degradation, sustai-
nable land management, food security, and greenhouse gas fluxes in terrestrial ecosystems. 
Summary for Policymakers, 2019.

20  International Science-Policy Platform on Biodiversity and Ecosystem Services, Global 
assessment report on biodiversity and ecosystems services. Summary for policymakers, 2019.

21  International Resource Panel, Global Resources Outlook. 2019: Natural Resources for 
the Future We Want, 2019.

22  Mitteilung der Kommission an das EP, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. Der europäische Grüne Deal, COM(2019) 
640 final, 11.12.2019, S. 2.

23  Terminologisch in offenkundiger Anlehnung an Franklin D. Roosevelts „New Deal“ 
zur Überwindung der verheerenden (Welt-)Wirtschaftskrise im Gefolge des Börsenkrachs v. 
24.10.1929.
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cennutzung entkoppeltes, bis zum Jahr 205024 auf sog. „Klimaneutralität“25 

getrimmtes Wirtschaftswachstum26. Schon in ihrer Mitteilung zum „Grünen 
Deal“ kündigte die Kommission für „Sommer 2020 … einen … Plan“ an, „mit 
dem die Reduktionsvorgabe der EU für die Treibhausgasemissionen bis 2030 
… auf mindestens 50 % und angestrebte 55 % gegenüber 1990 angehoben wer-
den soll“27. Auf „die Zielvorgabe einer Emissionssenkung um [genau] 55 % bis 
2030“ hat sich die Kommission nunmehr in ihrer Mitteilung vom September 
2020 festgelegt, um Klimaneutralität bis 2050 erreichen zu können28.

In Verfolgung dieser bis 2030 zu realisierenden Zieltrias29 – (1) Reduktion 
der Treibhausgasemissionen um mindestens 40 %30, (2) Steigerung des Anteils 
erneuerbarer Energien auf mindestens 32 %, (3) Verbesserung der Energieeffi-
zienz um mindestens 32,5 % – beabsichtigt die EU, ihre völkerrechtlichen Kli-
maschutz-Verpflichtungen zu erfüllen.

24  Die Fixierung des Zeitpunkts, bis zu dem Klimaneutralität im nachfolgend (Fn. 25) 
genannten Sinne erreicht werden soll, auf das Jahr 2050 beruht auf dem IPCC-Bericht Inter-
governmental Panel on Climate Change (Fn. 6), S. 14 ff. (siehe Vorschlag für eine VO des EP 
und des Rates zur Schaffung des Rahmens für die Verwirklichung der Klimaneutralität und 
zur Änderung der VO [EU] 2018/1999 [Europäisches Klimagesetz], COM[2020] 80 final, 
4.3.2020, S. 1).

25  D. h. Netto-Null-Treibhausgasemissionen. Besser wäre daher von „Treibhausgasneu-
tralität“ zu sprechen (wie etwa im Klimaschutzprogramm 2030 der Bundesregierung zur Um-
setzung des Klimaschutzplans 2050, BT-Drs. 19/13900, S. 9). Allgemein bedeutet Klimaneu-
tralität im Sinn von Netto-Null-Treibhausgasemissionen, dass zwar weiterhin anthropogene 
Treibhausgase freigesetzt werden dürfen, innerhalb eines bestimmten Zeitraums muss aber 
die Menge jener Emissionen global der Menge der anthropogen absorbierten Treibhausgase 
entsprechen. Vgl. hierzu die Definition von Netto-Null-CO2-Emissionen in Intergovern-
mental Panel on Climate Change (Fn. 6), S. 26. Für die EU wird Klimaneutralität dagegen aus 
kompetenziellen Gründen voraussichtlich enger definiert werden dergestalt, dass „[d]ie uni-
onsweiten Emissionen von durch Rechtsvorschriften der Union regulierten Treibhausgasen 
und deren Abbau … bis spätestens 2050 ausgeglichen sein [müssen], sodass die Emissionen 
bis zu diesem Zeitpunkt auf netto null reduziert sind“ (Art. 2 Abs. 1 Vorschlag für eine VO 
[Fn. 24], S. 16).

26  Mitteilung der Kommission (Fn. 22), S. 2.
27  Mitteilung der Kommission (Fn. 22), S. 5.
28  Mitteilung der Kommission (Fn. 4), S. 2.
29  Siehe Europäischer Rat (Fn. 10), S. 1, 5.
30  Deren Erhöhung auf 55 % noch der legislativen Fixierung bedarf, die in einem (voraus-

sichtlich auch die GV ändernden) sog. „Europäischen Klimagesetz“ erfolgen soll (siehe Mittei-
lung der Kommission [Fn. 4], S. 2, 29; zum ersten Entwurf eines Europäischen Klimagesetzes 
siehe Vorschlag für eine VO [Fn. 24], S. 14, 17; zum neuen, das 55 %-[Mindest-]Ziel aufneh-
menden Entwurf siehe Geänderter Vorschlag für eine VO des EP und des Rates zur Schaf-
fung des Rahmens für die Verwirklichung der Klimaneutralität und zur Änderung der VO 
[EU] 2018/1999 [Europäisches Klimagesetz], COM[2020] 563 final, 17.9.2020, S. 5 f.). Das EP 
hat am 7.10.2020 dafür gestimmt, das 2030-Ziel einer Treibhausgasreduktion auf 60 % zu er-
höhen: EP, EU-Klimagesetz: Parlament will Emissionen bis 2030 um 60 % reduzieren, Presse-
mitteilung v. 8.10.2020, www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20201002IPR88431/
eu-klimagesetz-parlament-will-emissionen-bis-2030-um-60-reduzieren (zuletzt abgerufen 
am 17.5.2021).
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II.  Klimaschutz-Verpflichtungen der Union

1.  Verpflichtungen aus dem Pariser Abkommen

Die völkerrechtlichen Klimaschutz-Verpflichtungen der EU ergeben sich vor-
nehmlich31 aus dem Pariser Abkommen (PA) von 201532, das am 4. November 
2016 in Kraft getreten ist33. Zu den seit diesem Zeitpunkt völkervertraglich34 
gebundenen Vertragsparteien des PA gehören sämtliche EU-Mitgliedstaaten35 
sowie die EU als solche36. Mit Blick auf den oben skizzierten „Rahmen für die 
Klima- und Energiepolitik der Union bis 2030“37 wie auch die GV lässt sich das 
PA anhand dreier Kennzeichen in spezifischer Weise charakterisieren.

a)  Ehrgeiz der internationalen Gemeinschaft

Erstes Wesensmerkmal ist der in der Zielbestimmung des PA zum Ausdruck 
kommende Ehrgeiz der internationalen Gemeinschaft38 im Angesicht der 
weltweiten Bedrohungen durch den Klimawandel. Danach soll der Anstieg 
der globalen Durchschnittstemperatur nicht nur auf deutlich unter 2 °C über 
dem vorindustriellen Niveau gehalten werden. Vielmehr wollen sich die Ver-
tragsparteien weitergehend darum bemühen, den Temperaturanstieg auf 1,5 °C 
oberhalb des vorindustriellen Niveaus zu begrenzen39. Damit folgte die Pariser 
Vertragsparteienkonferenz40 nicht nur dem politischen Druck der vom Anstieg 
des Meeresspiegels existentiell bedrohten Inselstaaten41, sondern auch dem mo-
mentanen Stand wissenschaftlicher Risikoerkenntnis42. Die EU orientiert sich 

31  Daneben aber weiterhin auch aus dem Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen 
v. 9.5.1992 über Klimaänderungen, BGBl. 1993 II S. 1784; nachfolgend: UNFCCC), gleichsam 
dem „Mutterabkommen“ des Pariser Abkommens.

32  Übereinkommen von Paris v. 12.12.2015 (BGBl. 2016 II S. 1083).
33  treaties.un.org/pages/ViewDetails.aspx?src=TREATY&mtdsg_no=XXVII-7-d&​chap​

ter=27 (zuletzt abgerufen am 17.5.2021).
34  Zur Frage der Rechtsnatur des PA siehe Dederer, in: Gundel/Lange (Hrsg.), Energie-

versorgung zwischen Energiewende und Energieunion. Neue Impulse, neue Konflikte?, 
S. 1 ff. (11) m. w. N.

35  Darunter also auch Deutschland, siehe BGBl. 2016 II S. 1083.
36  Siehe Beschluss (EU) 2016/1841 des Rates v. 5.10.2016 über den Abschluss des im Rah-

men des Rahmenübereinkommens der Vereinten Nationen über Klimaänderungen geschlos-
senen Übereinkommens von Paris im Namen der Europäischen Union, ABl. EU 2016 L 282/1.

37  Oben in und bei Fn. 10–30.
38  Bislang hat das PA 189 Vertragsparteien, treaties.un.org/pages/ViewDetails.aspx?​

src=TREATY&mtdsg_no=XXVII-7-d&chapter=27 (zuletzt abgerufen am 17.5.2021), wes-
halb es globale Geltung hat. Referenzgröße ist die Zahl der UN-Mitglieder, die sich aktuell 
auf 193 beläuft (https://www.un.org/en/about-us/growth-in-un-membership, [zuletzt abge-
rufen am 21.5.2021]).

39  Art. 2 Abs. 1 lit. a PA.
40  Formal als Vertragsorgan der UNFCCC tagend. Siehe Art. 7 UNFCCC.
41  Siehe Dederer (Fn. 34) S. 8 m. w. N.
42  Oben in und bei Fn. 7.
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mittlerweile (nicht lediglich „politisch korrekt“, sondern naturwissenschaftlich 
geboten und völkerrechtlich zumindest nahe gelegt43) nur noch an dem am-
bitionierteren 1,5 °C-Ziel44. In der GV selbst hat sich der Unionsgesetzgeber 
allerdings nicht eindeutig festgelegt, indem dort jeweils neben dem 1,5 °C-Ziel 
das 2 °C-Ziel in einem dem PA entlehnten Wortlaut in Bezug genommen 
wird45.

b)  Bottom-up-Ansatz

Das zweite Wesensmerkmal bildet die vollkommene Abkehr des PA von bishe-
rigen Regulierungsansätzen des Umweltvölkerrechts, namentlich des Klima-
schutzrechts. Das PA lässt den überkommenen Top-down-Ansatz, wie er noch 
dem Kyoto-Protokoll (KP)46 zugrunde lag47, hinter sich und geht von einem 
bislang ungetesteten, insofern experimentellen48 Bottom-up-Ansatz aus49. Zen-

43  Wegen der den entwickelten Vertragsparteien und damit auch der EU zugedachten 
Führungsrolle bei der Treibhausgasreduktion (Art. 4 Abs. 4 Satz 1 PA) und der Pflicht zur 
Durchführung des PA im Einklang mit „der Gerechtigkeit und de[m] Grundsatz […] der 
gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fähigkeiten an-
gesichts der unterschiedlichen nationalen Gegebenheiten“ (Art. 1 Abs. 2 PA), was angesichts 
der Erkenntnis, „dass dies [sc. die Begrenzung des Temperaturanstiegs um 1,5 °C über dem 
vorindustriellen Niveau] die Risiken und Auswirkungen der Klimaänderungen erheblich ver-
ringern würde“ (Art. 2 Abs. 1 lit. a PA), zusammen genommen darauf hinausläuft, dass sich die 
EU und alle anderen Industrieländer am 1,5 °C-Ziel orientieren sollen.

44  Siehe nur Vorschlag für eine VO (Fn. 24), S. 1. Letztlich trägt die EU damit und im 
Einklang mit der Zielbestimmung des Art. 2 Abs. 1 PA („Durchführung des Rahmenüber-
einkommens einschließlich seines Zieles“) zu dem „Endziel“ des UNFCCC bei, „die Stabili-
sierung der Treibhausgaskonzentrationen in der Atmosphäre auf einem Niveau zu erreichen, 
auf dem eine gefährliche anthropogene Störung des Klimasystems verhindert wird“ (Art. 2 
Satz 1 UNFCCC). Eine solche „gefährliche anthropogene Störung des Klimasystems“ ist 
nach gegenwärtigem wissenschaftlichem Erkenntnisstand bereits bei einer Erderwärmung 
zumindest jenseits von 1,5 °C oberhalb des vorindustriellen Niveaus anzunehmen (oben in 
und bei Fn. 6–7). Die hierzu notwendige „Stabilisierung der Treibhausgaskonzentrationen in 
der Atmosphäre“ bedingt, dass global bis spätestens 2050 eigentlich nur noch „Netto-Null-
Treibhausgasemissionen“ erfolgen dürfen, damit das in diesem Zeitpunkt erreichte Niveau 
der Treibhausgaskonzentration (und damit hoffentlich auch der erreichten Erderwärmung) 
gehalten werden kann.

45  Siehe Erwägungsgründe 8, 10 und 36, Art. 15 Abs. 3 lit. b GV.
46  Protokoll zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderun-

gen (Kyoto-Protokoll) v. 11.12.1997 (BGBl. 2002 II S. 967).
47  Mit „genau quantifizierte[n] Verpflichtungen zu Emissionsreduktionen, die innerhalb 

eines vorgegebenen Zeitraums zu erfüllen waren[,] … strenge[n] Dokumentations- und Be-
richtspflichten[, welchen] … wiederum ein Verfahren sachkundiger Überprüfung [korres-
pondierte,] … [und] einem speziellen Mechanismus …, um auf eine etwaige Nichteinhaltung 
des Protokolls zu reagieren“ (Dederer [Fn. 34], S. 4; vgl. Art. 3 Abs. 1 i. V. m. Anlagen A und 
B KP i. V. m. Anlage I UNFCCC sowie Art. 7, 8 und 18 KP).

48  Vgl. Doelle, Climate Law, 6 (2016), 3.
49  Siehe zu den beiden konträren Regelungsansätzen Bodansky, in: Koch/König/Sanden/

Verheyen (Hrsg.), Climate Change and Environmental Hazards Related to Shipping, 2013, 
41 ff.
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trale Elemente dieses auch als „pledge-and-review“ bezeichneten50 Regelungs-
ansatzes sind (1) von den Vertragsparteien festgelegte Selbstverpflichtungen 
(sog. NDCs – „nationally determined contributions“ bzw. „national festgelegte 
Beiträge“)51, (2) auf deren Umsetzung und Erfüllung bezogene, periodische 
Dokumentations- und Berichtspflichten52, (3) regelmäßige technisch-sachver-
ständige Prüfungen der Erreichung der selbst gesteckten nationalen Ziele wie 
der globalen Annäherung an das 2 °C- bzw. 1,5 °C-Ziel des PA53 und (4) wie-
derkehrende, mit einem Fortschrittsgebot54 gekoppelte Nachbesserungen der 
NDCs55. Zwar sind die Vertragsparteien hinsichtlich der Inhalte ihrer NDCs 
prinzipiell frei56. Allerdings müssen sie in jedem Fall „innerstaatliche Minde-
rungsmaßnahmen“, insbesondere, zumindest auf lange Sicht, auch Maßnahmen 
der allmählichen Treibhausgasreduktion mit dem Ziel der Klimaneutralität „in 
der zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts“, festlegen57. Dabei sollen aber die in-
dustrialisierten Vertragsparteien sogleich mit ihren erstmaligen NDCs „die 
Führung übernehmen, indem sie sich zu absoluten gesamtwirtschaftlichen 
Emissionsreduktionszielen verpflichten“58.

Die EU bewegt sich im Lichte dieses Regelungskonzepts mit ihrem „Rah-
men für die Klima- und Energiepolitik der Union bis 2030“ einerseits auf ehr-
geizigen Pfaden. Als NDC hat die EU bei Ratifikation des PA am 5. Oktober 
2016 eine „innerstaatliche Minderungsmaßnahme“59, nämlich eine alle Wirt-
schaftssektoren übergreifende, absolute Verringerung der Emissionen von vom 
Montreal-Protokoll (MP)60 nicht erfassten Triebhausen61 um zumindest 40 % 
bis 2030 gegenüber 1990, gemeldet62. Zumindest unionsintern festlegen will sich 
die EU nunmehr, wie bereits ausgeführt, sogar auf eine Treibhausgasreduktion 
um mindestens 55 %63. Damit soll Klimaneutralität im Sinne von Netto-Null-

50  Maier, Vereinte Nationen 2016, 34 (34); ferner bereits Sands/Peel, Principles of Interna-
tional Environmental Law, 3. A., 2012, 295.

51  Art. 3 Satz 1, Art. 4 Abs. 2 Satz 1 PA. Kritisch hierzu etwa Soldanski, HuV 2 (2019), 301 
(306 ff.). Weitere Nachweise zur Kritik etwa bei Dederer (Fn. 34), S. 19.

52  Art. 13 Abs. 7 bis 10 PA.
53  Art. 13 Abs. 11 und 12, Art. 14 Abs. 1 Satz 1 PA.
54  Was weiter geht als ein bloßes Rückschrittsverbot.
55  Art. 3 Satz 2, Art. 4 Abs. 3, Art. 14 Abs. 3 PA, wo von „Steigerung“ bzw. „Verstärkung“ 

der Klimaschutzbeiträge bzw. -maßnahmen die Rede ist.
56  Vgl. Art. 3 Satz 1 PA.
57  Art. 4 Abs. 1 und 2 PA.
58  Art. 4 Abs. 4 Satz 1 PA.
59  Gemäß Art. 4 Abs. 2 Satz 2 PA.
60  Montrealer Protokoll über Stoffe, die zum Abbau der Ozonschicht führen, v. 16.9.1987 

(BGBl. 1988 II S. 1014).
61  Kohlendioxid (CO2), Methan (CH4), Stickoxide (N2O), Fluorkohlenwasserstoffe 

(HFCs), Perfluorcarbone (PFCs), Schwefelhexafluoride (SF6), Stickstofftrifluoride (NF3).
62  Siehe https://www4.unfccc.int/sites/ndcstaging/PublishedDocuments/European%20

Union%20First/LV-03-06-EU%20INDC(Archived).pdf, https://www4.unfccc.int/sites/
NDCStaging/Pages/All.aspx, jeweils zuletzt abgerufen am 21.5.2021.

63  Oben in und bei Fn. 28–30.
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Treibhausgasemissionen nicht erst irgendwann „in der zweiten Hälfte dieses 
Jahrhunderts“64, sondern bis 2050, also exakt zur Mitte des Jahrhunderts er-
reicht werden. Damit sucht die EU ihrer Pflicht als entwickelter Vertragspartei 
zu entsprechen, bei der Bekämpfung der zunehmenden Erderwärmung infolge 
immer höherer Treibhausgasemissionen die Führung zu übernehmen, indem sie 
sich ein „absolute[s] gesamtwirtschaftliche[s] Emissionsreduktionsziel  […]“65 
gesetzt hat.

Bemerkenswert ist andererseits, dass die EU – wie noch anhand der GV nach-
folgend66 zu zeigen sein wird – den (hinsichtlich seiner Effektivität von Anfang 
an bestrittenen67) Bottom-up-Ansatz des PA intern, d. h. nach innen im Verhält-
nis zu ihren Mitgliedstaaten, übernommen und dabei auf den im PA normierten, 
quasi kybernetischen Regelkreis68 (NDCs – Bericht – Prüfung – verbesserte 
NDCs – Bericht – usw.) auch in zeitlicher Hinsicht weitgehend abgestimmt hat.

c)  Gemeinsame, aber unterschiedliche Verantwortlichkeit

Das PA trägt durch und durch die Handschrift des Ringens der Vertragsstaa-
tenkonferenz um vielfältige politische Kompromisse, was besonders prägnant 
schon in der Präambel des PA zum Ausdruck kommt69. Anders wäre aber auch 
die bis dahin gepflegte, das KP charakteristisch prägende70 Lagerbildung in 
verpflichtete (entwickelte) Staaten und nicht verpflichtete (nicht entwickel-
te) Staaten nicht aufzulösen gewesen. Markantester Ausdruck der Kompro-
misslösung ist der Bottom-up-Ansatz. Unter dem PA müssen sich nunmehr 
alle Vertragsparteien zu Selbstverpflichtungen bekennen, also NDCs, und 
zwar stets im Sinne „ehrgeizige[r] Anstrengungen“, festlegen und melden71. 
Ungeachtet dessen wird das PA freilich auch vom Prinzip der gemeinsamen, 
aber unterschiedlichen Verantwortlichkeit bestimmt72. Maßgeblich für die 
unterschiedliche Verantwortlichkeit ist aber nicht mehr die binäre, kategoriale 
Differenzierung zwischen entwickelten oder nicht bzw. weniger entwickelten 
Vertragsparteien. Vielmehr kommt es für Art und Maß von NDCs gleichsam 

64  Art. 4 Abs. 1 PA.
65  Art. 4 Abs. 4 Satz 1 PA.
66  Siehe auch unten in und bei Fn. 81.
67  Aus Ökonomenperspektive Edenhofer/Ockenfels, Ausweg aus der Klima-Sackgasse, 

Frankfurter Allgemeine Zeitung online, 26.10.2015, http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/
energiepolitik/ein-ausweg-aus-der-klimasackgasse-mit-dem-gipfel-in-paris-13870632.html 
(zuletzt abgerufen am 17.5.2021); Mackay/Cramton/Ockenfels/Stoft, Nature 526 (2015), 315 f.

68  Zu dieser Charakterisierung Dederer (Fn. 34), S. 19.
69  Siehe Dederer (Fn. 34), S. 12.
70  Siehe die zentrale Verpflichtung nur der industrialisierten Vertragsparteien aus Art. 3 

Abs. 1 i. V.m Anlagen A und B KP i. V.m Anlage I UNFCCC. Siehe auch schon die differen-
zierende Verpflichtungsregel des Art. 4 UNFCCC.

71  Art. 3 Satz 1 PA.
72  Präambel Abs. 3, Art. 2 Abs. 2 PA. Von diesem Prinzip ausgehend bereits Präambel 

Abs. 6, Art. 3 Nr. 1 Satz 1, Art. 4 Abs. 1 UNFCCC.
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individuell auf die „unterschiedlichen nationalen Gegebenheiten“ einer jeden 
Vertragspartei für sich betrachtet an73. Von der überkommenen Gegenüber-
stellung entwickelter und nicht bzw. weniger entwickelter Vertragsparteien 
übrig geblieben ist im Wesentlichen74 die den Industrieländern zugedachte, 
dem Prinzip der „Klimagerechtigkeit“75 entsprechende Führungsrolle76 beim 
Übergang zu nachhaltigen Lebens-, insbesondere Konsum- und Produktions-
weisen77, bei der Treibhausgasreduktion78 und bei der Bereitstellung finanziel-
ler Mittel79.

Lagerbildungen gibt es auch innerhalb der EU. Eine markante Trennlinie 
gerade auf dem Gebiet der EU-Energie- und Klimapolitik der letzten eineinhalb 
Jahrzehnte, zumal hinsichtlich der Frage einer zügigen Dekarbonisierung der 
Energiewirtschaft, scheint dabei zwischen den mittel- und osteuropäischen, 
der EU nach dem Ende des Ost-West-Konflikts 1989/90 beigetretenen, ehemals 
kommunistischen und den nord- und westeuropäischen Mitgliedstaaten der EU 
zu verlaufen80. Dass die EU, insbesondere mit der GV, das „Pledge-and review“-
Prinzip des PA im Unionsrecht implementiert hat81, dürfte nicht anders als auf 
globaler Ebene innerhalb der UNFCCC-Vertragsstaatenkonferenz der schwie-
rigen politischen Kompromissfindung angesichts scharfer Interessengegensätze 
zwischen den Mitgliedstaaten geschuldet sein, aber auch in der (von klima- und 
energiepolitischer Warte aus betrachtet) prekären Kompetenzverteilung zwi-
schen EU und Mitgliedstaaten begründet liegen.

2.  Erfüllung der Selbstverpflichtung der Union

a)  Kompetenzproblematik

Denn nach dem Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung82 vermag die EU 
ein rechtliches Regelwerk zur Implementierung ihrer Klima- und Energiepoli-
tik nur auf der Grundlage und im Rahmen der ihr zustehenden Gesetzgebungs-

73  Art. 2 Abs. 2, Art. 4 Abs. 3 und 19 PA. Hierzu Maier (Fn. 50) S. 35; Streck/Keenlyside/
von Unger, Journal for European Environmental & Planning Law 13 (2016), 3 ff. (7).

74  Siehe aber auch die Bestimmungen des PA zur Entlastung speziell von Entwicklungs-
ländern z. B. in Art. 4 Abs. 1, 4 bis 6 PA. Hierzu Proelß, EurUP 2019, 72 (74).

75  Präambel Abs. 13 PA. Siehe auch Präambel Abs. 3, Art. 2 Abs. 2, Art. 4 Abs. 1, Art. 14 
Abs. 1 Satz 2 PA.

76  Siehe auch schon Art. 3 Nr. 1 Satz 2 UNFCCC.
77  Präambel Abs. 16 PA.
78  Art. 4 Abs. 4 Satz 1 PA. Siehe auch schon Art. 4 Abs. 2 lit. a Satz 2 Halbs. 1 UNFCCC.
79  Art. 9 Abs. 1 und 3 Satz 1 PA.
80  Ringel/Knodt, Energy Policy 112 (2018), 208 (208).
81  In diesem Sinne auch Gundel/Buckler, GewArch 2020, 41 (42); Nationale Akademie 

der Wissenschaften Leopoldina/acatech – Deutsche Akademie der Technikwissenschaften/
Union der deutschen Akademien der Wissenschaften, Governance für die Europäische Ener-
gieunion, 2018, S. 16 f.; Proelß (Fn. 74), S. 83; Schlacke/Lammers, EurUP 2018, 424 (426).

82  Art. 5 Abs. 2 Satz 1 EUV.
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